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217  Bekanntmachung 

Aufhebung der Allgemeinverfügung (Tierseuchenverfügung) zur Festlegung eines Sperrbezirks 
im Kreis Minden-Lübbecke nach § 10 Bienenseuchen-Verordnung vom 06.05.2013 

- Allgemeinverfügung - 
 

Die zum Schutz vor den von der Amerikanischen Faulbrut der Bienen ausgehenden Gefahren erlassene Allgemeinverfügung des Kreises 
Minden-Lübbecke vom 06.05.2013 (veröffentlicht im Amtlichen Kreisblatt Nr. 11 vom 08.05.2013) wird hiermit aufgehoben. 
 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Begründung: 
 
Als Folge eines Ausbruchs der Amerikanischen Faulbrut in der Ortschaft Ilserheide in 32469 Petershagen im April 2013 musste um den 
betroffenen Bestand ein Sperrbezirk errichtet werden, der Teile der Ortschaften Ilserheide, Gorspen-Vahlsen und Ilse umfasste. Bei zwi-
schenzeitlich durchgeführten amtlichen Untersuchungen zur Feststellung der Amerikanischen Faulbrut im Sperrbezirk wurden negative 
Befunde diagnostiziert. Die Voraussetzungen nach denen die Amerikanische Faulbrut der Bienen gem. § 12 Abs. 2 der Bienenseuchen-
Verordnung als erloschen gilt, sind damit erfüllt worden. Die Allgemeinverfügung vom 06.05.2013 ist daher aufzuheben. 
 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist entweder schrift-
lich beim Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden oder dort zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen einzureichen. Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
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Rechtsgrundlagen: 
 
- Bienenseuchen-Verordnung vom 03.11.2004 (BGBl. I S. 2738), 
- § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten der Tierseuchenbekämpfung und der Beseitigung tierischer Nebenprodukte 
sowie zur Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Tierseuchenverordnungen (TierSBZustV NRW) vom 27.02.1996 (GV. 
NW. S. 104), 

- Tierseuchengesetz (TierSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.06.2004 (BGBl. I S. 1260), 
- Ausführungsgesetz zum Tierseuchengesetz und zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (AG TierSG TierNebG NRW) vom 
02.09.2008 (GV. NRW. S. 612), 

- § 80 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl I S. 686), 
- Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- und den Finanzgerichten im Lande NRW -ERVVO VG/FG- 
vom 23.11.2005 (GV NRW 2005, S.926) 

 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung 
 
Minden, den 12.08.2013 
  Kreis Minden-Lübbecke 
   - Der Landrat - 
  Im Auftrage: 
  Dr. Grote 
 
 
 
218   Bekanntmachung 
   Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 
Die Zustellung eines Gebührenbescheides ist diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
219   Bekanntmachung 
   Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Die Zustellung eines Bußgeldbescheides ist diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
220   Bekanntmachung 
   Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfügung 
 
Die Zustellung einer Ordnungsverfügung wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag 
des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
221   Bekanntmachung 
 
Für das Gebiet der Städte Porta Westfalica und Minden sowie der Gemeinde Hille ist folgendes Manöver angemeldet worden: 
 
Art der Übung:  „Lehrvorführung Kampf um Gewässer" 
 
Übende Truppe:  Bundeswehr 
 
Truppenstärke:  500 Soldaten 

 41 Radfahrzeuge 
 25 Kettenfahrzeuge 

        4 Flugzeuge 
Dauer des Manövers:  16.09. - 27.09.2013  
      
Besondere Hinweise:  Einsatz von Übungs- und Darstellungsmunition sowie Einsatz UAV (unbemanntes Luftfahrzeug) sind  

beabsichtigt.  
Voraussichtlich befahren werden B 65, B 61 und L 534. Sperrung von Verkehrswegen und Gewässern. 

 
Insbesondere die Jagdausübungsberechtigten werden darauf hingewiesen, dass das Manöver auch zur Nachtzeit stattfindet. 
 
32423 Minden, den 008.08.2013 
   KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
   Der Landrat 
 
 
 
Für das Gebiet der Stadt Lübbecke ist folgendes Manöver angemeldet worden: 
 
Art der Übung:  „ILÜ 2013" (Informationslehrübung) 
Übende Truppe:  Bundeswehr (Ausbildungszentrum Munster) 
Truppenstärke:  12 Soldaten 

 3 Radfahrzeuge 
Dauer des Manövers:  02.09. - 18.10.2013 
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Besondere Hinweise:    Kein Einsatz von Übungs- und Darstellungsmunition zur ABC-Abwehr sowie Nebelkörper. Einsatz von  
pyrotechnischer Munition unter Beachtung der Waldbrandgefahrenstufen. 

 
Insbesondere die Jagdausübungsberechtigten werden darauf hingewiesen, dass das Manöver auch zur Nachtzeit stattfindet. 
 
32423 Minden, den 08.08.2013 
   KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
   Der Landrat 
 
 
 
222   Erscheinungstermine 
   des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr. 26 Redaktionsschluss 29.08.2013 Ausgabe 05.09.2013 

Nr. 27 Redaktionsschluss 12.09.2013 Ausgabe 19.09.2013 

Nr. 28 Redaktionsschluss 26.09.2013 Ausgabe 02.10.2013 

Nr. 29 Redaktionsschluss 02.10.2013 Ausgabe 10.10.2013 

 
 
 
223  Bekanntmachung 
   über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
   für die Wahl zum Deutschen Bundestag am 22.09.2013 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Stadt Lübbecke wird in der Zeit vom 02.09.2013-06.09.2013 während der allge-

meinen Öffnungszeiten im Zimmer 107, Kreishausstr. 2-4, 32312 Lübbecke, für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten 
überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 
Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die 
im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmel-
degesetze eingetragen ist. 

 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.  
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 02.09.2013-06.09.2013, spätestens am 

06.09.2013 bis 12.30 Uhr, bei der Stadt Lübbecke, Der Bürgermeister, Wahlbüro Zimmer 107, Kreishausstr. 2-4, 32312 Lübbecke, 
Einspruch einlegen.  

 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 01.09.2013 eine Wahlbenachrichtigung. 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 

einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahl-

unterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 134 Kreis Minden-Lübbecke I durch Stimmabgabe in einem beliebigen 

Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
  a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 

der Bundeswahlordnung (bis zum 01.09.2013) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung (bis zum 06.09.2013) versäumt hat, 

  b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 

  c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-
zeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 20.09.2013, 18.00 Uhr, bei der Ge-
meindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. 

 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig-
keiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 

 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der 
Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den 
Antrag auf Erteilung des Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 

 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 
Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
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 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfang-
nahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 
als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle 
absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der Deutschen 
Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Lübbecke, 02.08.2013 
   Stadt Lübbecke 
   In Vertretung 
   gez. Haberbosch 
 
 
 
224  Bekanntmachung 
    Wahlbekanntmachung 
 
1. Am 22.09.2013 findet die Wahl zum 18. Deutschen Bundestag statt. Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
2. Die Gemeinde ist in 19 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt. 
 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 19.08.2013 bis 01.09.2013 übersandt worden sind, sind der 

Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 Der Briefwahlvorstand/Die Briefwahlvorstände tritt/treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 14.00 Uhr in Raum 211 und im 

Trauzimmer, Verwaltungsgebäude, Kreishausstraße 2 - 4, 32312 Lübbecke zusammen. 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist. 
 Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
 Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 
 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt. 
 Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
 a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der zugelassenen 
  Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvor-

schlägen außerdem des Kennworts und rechts von dem Namen jedes Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung, 
 b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch 

dieser, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen 
Kreis für die Kennzeichnung 

 Der Wähler gibt 
 seine Erststimme in der Weise ab, 
  dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 

kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll, 
 und seine Zweitstimme in der Weise, 
  dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeu-

tig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll.  
 Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet und 

in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im 

Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 
 b) durch Briefwahl 
 teilnehmen. 
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelum-

schlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzet-
telumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass 
er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes). 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 Strafgesetzbuches). 
 
Lübbecke, 03.07.2013 
   Die Gemeindebehörde 
   gez. Eckhard Witte 
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225   Bekanntmachung 
   der Stadt Petershagen über das Recht auf Einsicht in das 
   Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum Deutschen Bundestag 
   am 22. September 2013 
 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Stadt Petershagen wird in der Zeit 
 
   vom 02. September 2013 bis 06. September 2013 
 
 während der allgemeinen Öffnungszeiten bei der Stadtverwaltung Petershagen, Verwaltungsgebäude   L a h d e , Zimmer 16, Bahn-

hofstraße 63, 32469 Petershagen, für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtig-
keit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er 
Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk 
gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 
 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 02. September 2013 bis 06. September 

2013, spätestens am 06. September 2013 bis 15.00 Uhr bei der Stadtverwaltung Petershagen, Verwaltungsgebäude Lahde, Zimmer 
16, Bahnhofstraße 63, 32469 Petershagen, Einspruch einlegen. 

 
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 01. September 2013 eine Wahlbe-

nachrichtigung. 
 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 

einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann.  
 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahl-

unterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 134 Minden-Lübbecke I 
  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
 oder 
  durch Briefwahl 
 teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
  
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
   a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 18 

Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 01. September 2013) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 06. September 2013) versäumt hat,  

   b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 

   c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wähler-
verzeichnisses zur Kenntnis der Stadt Petershagen gelangt ist. 

 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 20. September 2013, 18.00 Uhr, bei 

der Stadt Petershagen, Verwaltungsgebäude Lahde, Zimmer 16, Bahnhofstraße 63, 32469 Petershagen, mündlich, schriftlich oder 
elektronisch beantragt werden. 

 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwie-

rigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden.  
 
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor 

der  Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angegebenen Gründen 

den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen.  
 
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 

Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der Wahlberechtigte 
 - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung  zur Empfang-

nahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 
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als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stel-

le absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der Deutschen 

Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Petershagen, den 02. August 2013 
       Stadt Petershagen 
       Der Bürgermeister 
       Blume 
 
 
 
226   Bekanntmachung 
   Möglichkeit der Einsichtnahme gem. § 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW 
 
Die Angaben gem. § 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW bezüglich der Auskunftspflichten der Ratsmitglieder und sachkundigen 
Bürger sowie des Hauptverwaltungsbeamten für das Jahr 2013 können in der Zeit vom 02.09. bis 13.09.2013 jederzeit während der all-
gemeinen Öffnungszeiten im Rathaus der Stadt Porta Westfalica, Kempstr. 1, Zimmer 0.29, eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben sowie deren Aktualisierung bei den 
jeweiligen Meldepflichtigen liegt.  
 
Porta  Westfalica, den 02.08.2013 
 
   Stadt Porta Westfalica 
   Der Bürgermeister 
   Stephan Böhme 
 
 
 
227    Bekanntmachung 
    der Stadt Porta Westfalica 
 
   über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum  
    18. Deutschen Bundestag am 22. September 2013 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Stadt Porta Westfalica  
 wird in der Zeit vom 2. September 2013 bis 6. September 2013  
 während der allgemeinen Öffnungszeiten der Stadtverwaltung, und zwar am  
 Montag,  dem 2. September 2013 von 8.30 bis 12.30 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 Dienstag,  dem 3. September 2013  von 8.30 bis 12.30 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 Mittwoch,  dem 4. September 2013 geschlossen, keine Einsichtnahme möglich 
 Donnerstag,  dem 5. September 2013  von 8.30 bis 12.30 Uhr und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 Freitag,  dem 6. September 2013  von 8.30 bis 13.00 Uhr 
 
 in der Stadtverwaltung Porta Westfalica, Rathaus I, Wahlamt (Konferenzraum I, Zimmer 1.06, barrierefrei zu erreichen), Kempstra-

ße 1, 32457 Porta Westfalica, 
 
 für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu sei-

ner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus 
denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melde-
rechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich.  
 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 2. September 2013 bis zum 6. September 

2013, spätestens am 6. September 2013 bis 13.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde Bürgermeister der Stadt Porta Westfalica,  
 Rathaus I, Wahlamt (Konferenzraum I, Zimmer 1.06), Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, Einspruch einlegen. 
 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3.  Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 1. September 2013 eine Wahlbe-

nachrichtigung. 
 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 

einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahl-

unterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
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4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 134 Minden-Lübbecke I 
 
     durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
 oder 
 durch Briefwahl 
 
 teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
   a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 

der Bundeswahlordnung (bis zum 01.09.2013) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung (bis zum 06.09.2013) versäumt hat, 

 
   b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung oder 

der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 
 
   c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-

zeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 20.09.2013, 18.00 Uhr, bei der Ge-

meindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. 
 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwie-

rigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor 

der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angegebenen Gründen 

den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 

Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 -  einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 -  einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 -  einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfang-

nahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 
als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. 
Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stel-

le absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 

 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der Deutschen 
Post AG unentgeltlich befördert. 

 Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 
Porta Westfalica, den 05.08.2013 
    Stadt Porta Westfalica 
    Der Bürgermeister 
    Stephan Böhme 
 
 
 
228   Bekanntmachung 
   der Stadt Porta Westfalica 
 
1. Änderung der Außenbereichssatzung „Brandskamp“, Möllbergen 
 
Bekanntmachung vom 02.08.2013 des Beschlusses zur Änderung der Außenbereichssatzung „Brandskamp“ und zur Beteiligung 
der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 BauGB 
 
„Der Ausschuss für Planung, Umweltschutz und Bauwesen hat in seiner Sitzung am 24.06.2013 beschlossen,  
 
  „das Verfahren zur Änderung der Außenbereichssatzung „Brandskamp“ in Möllbergen einzuleiten und die Verwaltung beauf-

tragt, für die Änderungssatzung „Brandskamp“ die betroffene Öffentlichkeit, die berührten Behörden sowie den zuständigen 
Bezirksausschuss VI Möllbergen/Holtrup/Vennebeck/Costedt zu beteiligen.“ 
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Gem. § 13 Abs. 2 BauGB wird von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen 
und direkt die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bzw. die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
Es wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB darauf hingewiesen, dass von der Umweltprüfung, Maßnahmen der Überwachung vom Umweltbericht, 
von der Angabe über verfügbare umweltbezogene Informationen sowie von der zusammenfassenden Erklärung abgesehen wird. 
Die interessierte Öffentlichkeit kann sich über die Ziele, Zwecke und Auswirkungen der genannten Planung in der Zeit vom 26.08. bis 
27.09.2013 einschließlich im Sachgebiet Stadtplanung und Bauordnung in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Porta Westfalica in 
32457 Porta Westfalica, Kempstraße 1, 2. OG., während der Dienststunden informieren, und zwar 
 
 - montags          von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - dienstags        von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - mittwochs        geschlossen 
 - donnerstags    von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 - freitags             von 8.30 bis 13.00 Uhr     
 
Über die Inhalte der Planung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Während dieser Zeit können Äußerungen schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift im Sachgebiet Stadtplanung der Stadt Porta Westfalica vorgebracht werden. 
 
Jedermann kann schriftlich oder zur Niederschrift während der Auslegungsfrist Stellungnahmen im Sachgebiet Stadtplanung und Bau-
ordnung der Stadt Porta Westfalica abgeben. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die 
Änderung der Außenbereichssatzung unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach  § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrol-
le) ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Beschluss des Ausschusses für Planung, Umweltschutz und Bauwesen der Stadt Porta Westfalica zur Aufstellung der 1. 
Änderung der Außenbereichssatzung „Brandskamp“ sowie die Informationen zur Beteiligung der Öffentlichkeit werden hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen des Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Ausschusses für Planung, Umweltschutz und Bauwesen der Stadt Porta Westfalica vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Porta Westfalica, 02.08.2013 
   Der Bürgermeister 
   Stephan Böhme 
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229    Bekanntmachung 
   der Stadt Porta Westfalica 
 
Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 69 „Dorf Möllbergen“ 
 
Bekanntmachung vom 03.08.2013 des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
 
Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 15.07.2013 den Bebauungsplan Nr. 69 „Dorf Möllbergen“ nebst Begrün-
dung und Fachbeitrag Artenschutz als Satzung beschlossen. 
Ziel ist die Festsetzung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Sportlichen und sozialen Zwecken dienende Ge-
bäude und Einrichtungen“ sowie eines „Allgemeinen Wohngebietes“ in der Gemarkung Möllbergen, Flur 6. 
 

 
 
Der o.g. Bauleitplan einschließlich Begründung und Fachbeitrag Artenschutz liegt während der Dienststunden im Sachgebiet Stadtpla-
nung und Bauordnung der Stadt Porta Westfalica in 32457 Porta Westfalica, Kempstr. 1, II. OG, zu jedermanns Einsicht aus. Über die 
Inhalte wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Mit dieser Bekanntmachung tritt der o.g. Bebauungsplan in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Porta Westfalica zum Bebauungsplan Nr. 69 „Dorf Möllbergen“ wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der im § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches (BauGB) bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften und beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs dann unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb 
von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Porta Westfalica geltend gemacht worden sind. 

 Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist dar-
zulegen. 

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann 
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
3. Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB über die Entschädigung von durch die Bebauungspläne eingetrete-

nen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Porta Westfalica, den 03.08.2013 
   Der Bürgermeister 
   Stephan Böhme   
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230    Bekanntmachung 
    der Stadt Porta Westfalica 
 
105. Änderung des Flächennutzungsplanes „Erweiterung Autohof – Gewerbe“  
 
Bekanntmachung vom 06.08.2013 des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 15.07.2013 beschlossen: 
 
„die 105. Änderung des Flächennutzungsplanes „Erweiterung Autohof – Gewerbe“ nebst Begründung in vorliegender Form zu billigen 
und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Behörden und die beteiligten Träger öffentlicher Belange von der Ausle-
gung zu benachrichtigen.“ 
 

 
 
Folgende allgemeingültige umweltrelevante Informationen liegen zu diesem Bauleitplan vor: 
 
- Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold, TA Oberbereich Bielefeld 
- Flächennutzungsplan der Stadt Porta Westfalica 
- Landschaftsplan Porta Westfalica 
- Übersichtskarten mit Trinkwasserschutzgebieten sowie FFH-Gebieten 
- Karte „Schutzwürdige Böden“, Geologischer Dienst NRW, Krefeld 
- Digitale Bodenkarte von NRW, Geologischer Dienst NRW, Krefeld   
 
Der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung mit Begründung in der Fassung zur öffentlichen Auslegung liegt in der Zeit 
 
vom 26.08. bis 04.10. 2013 einschließlich 
 
in der Stadtverwaltung, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, im Flur an der Informationswand vor dem Fachbereich III Stadtplanung 
und Bauwesen (Sachgebiet Stadtplanung und Bauordnung), 2.OG, während der Dienststunden öffentlich aus, und zwar 
 
 - montags von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - dienstags von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - mittwochs        geschlossen 
 - donnerstags    von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 - freitags             von 8.30 bis 13.00 Uhr.     
 
Über die Inhalte der Planung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Während dieser Zeit können Äußerungen schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift im Sachgebiet Stadtplanung der Stadt Porta Westfalica vorgebracht werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 (2) BauGB ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrolle) unzu-
lässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.   
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Porta Westfalica zur Auslegung der 105. Änderung des Flächennutzungsplanes „Erweite-
rung Autohof – Gewerbe“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 



 

 - 152 - 

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen des Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
f) der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
g) der Bürgermeister hat den Beschluss des Ausschusses für Planung, Umweltschutz und Bauwesen der Stadt Porta Westfalica vorher 

beanstandet oder 
h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Porta Westfalica,06.08.2013 
    Der Bürgermeister 
    Stephan Böhme 
 
 
 
231    Bekanntmachung 
    der Stadt Porta Westfalica 
 
3. Änderung und Ergänzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Autohof“  
 
Bekanntmachung vom 06.08.2013 des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 15.07.2013 beschlossen: 
 
„die 3. Änderung und Ergänzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 „Autohof“ nebst Begründung, Umweltbericht und 
Fachbeitrag Artenschutz in vorliegender Form zu billigen und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Behörden und die 
beteiligten Träger öffentlicher Belange von der Auslegung zu benachrichtigen. 
 

 
 
Folgende allgemeingültige umweltrelevante Informationen liegen zu diesem Bauleitplan vor: 
 
- Regionalplan für den Regierungsbezirk Detmold, TA Oberbereich Bielefeld 
- Flächennutzungsplan der Stadt Porta Westfalica 
- Landschaftsplan Porta Westfalica 
- Übersichtskarten mit Trinkwasserschutzgebieten sowie FFH-Gebieten 
- Karte „Schutzwürdige Böden“, Geologischer Dienst NRW, Krefeld 
- Digitale Bodenkarte von NRW, Geologischer Dienst, Krefeld 
- Studie zur naturnahen Regenwasserbewirtschaftung von 1996 des Ingenieurbüros Steinbrecher & Gohlke, Porta Westfalica 
 
Darüber hinaus liegen für diese Planung die folgenden konkreten umweltbezogenen Informationen vor: 
 
- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, September 2012, Kortemeier Brokmann Landschaftsarchitekten, Herford  
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- Umweltbericht, Juni 2013, Enderweit & Partner, Bielefeld 
- Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der Naturschutzverbände Minden-Lübbecke vom 24.01.2013 zum Schutzgut Landschaft 
- Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Minden-Lübbecke vom 28.01.2013 zum Schutzgut 

Boden 
- Stellungnahme des Kreises Minden-Lübbecke vom 25.02.2013 zu den Schutzgütern Pflanzen, Wasser und Landschaft 
 
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung mit Begründung, Umweltbericht und Fachbeitrag Artenschutz in der Fassung zur öffentlichen 
Auslegung liegt in der Zeit 
 
vom 26.08.  bis 04.10.2013 einschließlich 
 
in der Stadtverwaltung, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, im Flur an der Informationswand vor dem Fachbereich III Stadtplanung 
und Bauwesen (Sachgebiet Stadtplanung und Bauordnung), 2.OG, während der Dienststunden öffentlich aus, und zwar 
 
 - montags          von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - dienstags        von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - mittwochs        geschlossen 
 - donnerstags    von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 - freitags             von 8.30 bis 13.00 Uhr     
 
Über die Inhalte der Planung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Während dieser Zeit können Äußerungen schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift im Sachgebiet Stadtplanung der Stadt Porta Westfalica vorgebracht werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 (2) BauGB ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrolle) unzu-
lässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.   
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Porta Westfalica zur Auslegung der 3. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 11 „Autohof“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen des Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Ausschusses für Planung, Umweltschutz und Bauwesen der Stadt Porta Westfalica vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
  
Porta Westfalica, 06.08. 2013 
    Der Bürgermeister 
    Stephan Böhme 
 
 
 
232      Bekanntmachung 
 Aufgebot 

 
Am 15.07.2013 wurde das Aufgebot des von der Sparkasse Minden-Lübbecke ausgestellten  
 
  Sparkassenbuches zu Konto Nr. 302 092 127  
beantragt.  
 
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der Sparkasse Minden-Lübbecke seine Rechte anzumelden und die 
Urkunde vorzulegen, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.  
 
Minden, den 29.07.2013  

SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 

und der Städte Minden und Petershagen 
Der Vorstand 

Kirschbaum                   Böttcher 
 

 
 



 

 Herausgeber und Druck: Der Landrat des Kreises Minden-Lübbecke, Portastraße 13, 32423 Minden 
 Das Amtliche Kreisblatt erscheint i.d.R. zweimal monatlich. Die Abgabe erfolgt kostenfrei (in allen Rathäusern und im Kreishaus in Minden). Außerdem kann das 

Amtliche Kreisblatt im Internet des Kreises Minden-Lübbecke unter  www.minden-luebbecke.de abgerufen werden. 
Für den laufenden Bezug per Postübersendung wird eine Kostenpauschale i.H.v. 15,00 € erhoben. 

 Bestellungen für den laufenden Bezug sowie Einzelbestellungen, Anfragen usw. sind an den Herausgeber zu richten.  (Telefon 0571/807-0) 
 
 
 

 
 Aufgebot 
 
Am 15.07.2013 wurde das Aufgebot des von der Sparkasse Minden-Lübbecke ausgestellten  
 
  Sparkassenbuches zu Konto Nr. 302 161 625  
beantragt. 
 
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der Sparkasse Minden-Lübbecke seine Rechte anzumelden und die 
Urkunde vorzulegen, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.  
 
Minden, den 29.07.2013  
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum            Böttcher 
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